
1.) Das Landesamt wurde mittlerweile aufgelöst

2.) Ja,  wurde  vom  Rentenversicherer  festgestellt;eine  mobbingbedingte  Schwerbehinderung 

Die Aktenordner gab es nicht. Weder ich noch der PR wurde hierüber 
in Kenntnis gesetzt. Engler hatte im Gerichtssaal gelogen.
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Zudem hatte mich Engler in einen Kontrollverlust getrieben, 
den er dann arbeitsrechtlich sanktionierte.

https://menschenrechtsverfahren.files.wordpress.com/2016/06/interview-f-engler-zu-kontrollverlust.pdf


(PTED) wurde auch vom Sozialgericht Kiel festgestellt (Bei Akteneinsichtnahme aus den Gerichtsakten 
verschwunden).- Nervengewebe im Bereich der Schläfen zerstört (CT Aufnahme liegt vor).

3.) Falsch.  Mobbing muss von jeder Aufsichtsperson als  Gefährdung beachtet  werden, was im 
Landesamt  nicht  der  Fall  wahr.  Es  wurde  von  Engler  bei  Androhung  arbeitsrechtlicher  Sanktionen 
verboten. Beweis: Vgl. LASI Schrift LV 34.

4.) Diese Dienstanweisung war willkürlich und wurde von Engler zu keinem Zeitpunkt begründet. 
Sie diente zum Einen dazu, einen insb. Empathie und Erschöpfungsbedingten  Kontrollverlust bei mir 
herbeizuführen, sowie dafür zu sorgen, dass weder die Kosten für den Steuerzahler in zweistelliger 
Millionenhöhe durch  Arbeitsschutzmaßnahmen beseitigt  bzw.  minimiert  werden,  noch  die  spezielle 
Gesetzeslage ((insb. § 15 (1) S.2 ArbSchG) bzw. u.a. Menschenrechte zu erfüllt werden. - Schließlich 
ging es um über 1500 Fällen von Erkrankungen innerhalb einer Berufsgruppe (Lehrkräfte) bei 20.000 
Unterrichtsstunden Ausfall pro Woche und um ein Kostenvolumen in Höhe von ca. 15 Millionen Euro, 
was  sich  in  2009 (Berichte  des  Landesrechnungshofes  SH1)  wiederholte,  so  dass  von  einer 
Mindestschadenssumme in Höhe von ca. 30 Millionen Euro auszugehen ist. Engler und Heimann 
hatten somit nicht nur die u.a. Menschenrechte2 schwer verletzt. Sie nahmen auch billigend in Kauf, 
dass im anstehenden Prüfungszeitraum durch den LRH wieder Steuergelder und wieder in zweistelliger 
Millionenhöhe wegen Missachtung des Arbeitsschutzes bzw. der b.b.  Menschenrechte verschwendet 
worden sind. Hierbei fügten Sie der Bevölkerung Schleswig-Holsteins großen Schaden zu. Dies taten 
auch die Gerichte, die Nichts in ihren rechts unwirksamen Scheinurteilen hinterfragen wollten, obwohl 
die Richter ebenfalls gem.§ 15 (1) S.2  i.V.m. § 2 ArbSchG und den einschlägigen Menschenrechten  
verpflichtet sind. - Alle sich gegen die Menschenrechte aussprechenden Personen (Engler, Heimann, 
Becker) haben nicht nur gegen Ius Cogens verstoßen, sondern Kosten zu Lasten des Steuerzahlers in 
zweistelliger  Millionenhöhe  verursacht  und  den  Verantwortlichen  einen  persönlichen  Vorteil  unter 
Ausnutzung  ihrer  Machtposition  bei  Missachtung  universalistischer  bzw.  einschlägiger 
Verhaltensnormen,  wie  die  Antikorruptionsrichtlinie  SH /  Personalentwicklungskonzept  SH, 
Arbeitsschutzgesetz u.a.,  bei  massiver  Verletzung ihrer  Amtspflichten,  Gesetze und Menschenrechte 
und  des  ius  cogens  verschafft.   -  Aufgrund  der  Beweislage  ist  deshalb  dringend  von  Korruption 
auszugehen. - Heimann und Engler haben dem Land Schleswig-Holstein und den betroffenen Menschen 
schweren  Schaden  zugefügt,  der  sich  auch  für  die  nächsten  Jahre  in  Form  von  b.b. 
Menschenrechtsverletzungen  und  massiver  Verschwendung  von  Steuergeldern  in  zweistelliger 
Millionenhöhe insb. durch Rechtsbeugung und Korruption fortsetzen wird, da Licht ins Dunkel um jeden 
Preis verhindert werden soll. 

1 Landesrechnungshof Schleswig-Holstein Bericht 2002 - Seite 125 - Bericht des LRH erneut 2009 Seite 161
http://www.lrh-sh.de/index.php?getfile=bemerkung2002.pdf
http://www.lrh-sh.de/index.php?getfile=schulbericht2009.pdf

2Insb. Artikel 23 Resolution 217 A (III) der UN – Allgemeine Erklärung der Menschenrechte -1. Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie
Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit. 2. Übereinkommen der Vereinten
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN Behinderten Konvention) - Artikel 27 1 a) und b) Arbeit und
Beschäftigung 3. Artikel 7 Buchstabe b.) des UN Sozialpaktes - Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf gerechte und
günstige Arbeitsbedingungen an, durch die insbesondere gewährleistet wird b) sichere und gesunde Arbeitsbedingungen. 4. Artikel 31
der Charta der Grundrechte der EU - Gerechte und angemessene Arbeitsbedingungen (1) Jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer
hat das Recht auf gesunde, sichere und würdige Arbeitsbedingungen. 5. Unionscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer Titel 
IVerbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen - Gesundheitsschutz und Sicherheit in der Arbeitsumwelt 6. KONSOLIDIERTE
FASSUNG DES VERTRAGS ÜBER DIE ARBEITSWEISE DER EUROPÄISCHEN UNION – Artikel 45 (ex-Artikel 39 EGV) (1) Innerhalb
der Union ist die Freizügigkeit der Arbeitnehmer gewährleistet (2) Sie umfasst die Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit
beruhenden unterschiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in Bezug auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige
Arbeitsbedingungen. - SOZIALPOLITIK Artikel 151 (ex-Artikel 136 EGV) Die Union und die Mitgliedstaaten verfolgen eingedenk der
sozialen Grundrechte, wie sie in der am 18. Oktober 1961 in Turin unterzeichneten Europäischen Sozialcharta und in der
Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer von 1989 festgelegt sind, folgende Ziele: die Förderung der
Beschäftigung, die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, um dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre Angleichung zu
ermöglichen, einen angemessenen sozialen Schutz, den sozialen Dialog, die Entwicklung des Arbeitskräftepotenzials im Hinblick auf
ein dauerhaft hohes Beschäftigungsniveau und die Bekämpfung von Ausgrenzungen. Artikel 153 (ex-Artikel 137 EGV) (1) Zur
Verwirklichung der Ziele des Artikels 151 unterstützt und ergänzt die Union die Tätigkeit der Mitgliedstaaten auf folgenden Gebieten: a)
Verbesserung insbesondere der Arbeitsumwelt zum Schutz der Gesundheit und der Sicherheit der Arbeitnehmer, b)
Arbeitsbedingungen, c) soziale Sicherheit und sozialer Schutz der Arbeitnehmer, u.a.m..

http://lasi.osha.de/de/gfx/publications/lv_34.htm
http://www.google.de/url?sa=t&source=web&cd=1&ved=0CCAQFjAA&url=http://nord.dgb.de/ueber-uns/beamte/58er-vereinbarungen/++co++9df1fa0a-8536-11e0-54d8-00188b4dc422&rct=j&q=personalentwicklungskonzept%20sh&ei=WC8cTq6KB4TLswbJppH0Bg&usg=AFQjCNH9LGJ34Q3x_UIXwQPu0aJDoE_rrA&sig2=lDYQLKYGK-XKpnCku7nsHA&cad=rja
http://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/jportal/?quelle=jlink&query=vvsh-4532.2-0001&max=true&psml=bsshoprod.psml
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 Gettorf, den 11.03.2013

Sich.-Ing. Jörg Hensel
Freier Sachverständiger für Arbeits- und Gesundheitsschutz

Menschenrechtsverteidiger
i.S.d. UN Resolution 53/144

i.S.d. EU ANNEX DOC 10111-06
Bekstrasse 5a
24214 Gettorf

Bundesrepublik Deutschland
Tel.: 00494346413538

Fax:  004943463619336
sjhensel@googlemail.com

   

European Year of Citizens 2013 
www.europa.eu/citizens-2013

Geschäftsstelle DGUV
53757 St. Augustin       via Fax: 022412311333

Antrag gem. § 7 IFG – Bund

hiermit beantrage ich die Hergabe von Informationen wie folgt:

1. Wieviel tödliche Arbeitsunfälle1 (inklusiv Wegeunfälle), wieviel 
Arbeitsunfälle ohne Todesfolge (inklusiv Wegeunfälle), wieviel 
Berufserkrankungen  und  wieviel  sonstige  arbeitsbedingte 
Erkrankungen gab es jeweils in den Jahren 2002, 2003, 2004, 

1 Bei Beschäftigten i.S.d. § 2 (2) ArbSchG

 Zehn Jahre später - Die Zustände haben sich sogar verschlimmert.
Wie seine Vorgänger hat MP Albig und Bildungsministerin Wende nichts 
unternommen, das Arbeitsschutzgesetz in den Schulen umzusetzen; gedeckt vom 
Sozialministerium, welches keinesfalls als "sozial" einzustufen ist.



2

2005,  2006,  2007,  2008,  2009,  2010,  2011  und  2012   im 
Bereich  der  Wirtschaftsgruppe  Erziehung  und  Unterricht,  in 
den  Kreisen  Plön  und  Rendsburg  Eckernförde  und  in  den 
Städten  Kiel  und  Neumünster  ?

2. Wieviel tödliche Arbeitsunfälle2 (inklusiv Wegeunfälle), wieviel 
Arbeitsunfälle ohne Todesfolge (inklusiv Wegeunfälle), wieviel 
Berufserkrankungen  und  wieviel  sonstige  arbeitsbedingte 
Erkrankungen gab es jeweils in den Jahren 2002, 2003, 2004, 
2005,  2006,  2007,  2008,  2009,  2010,  2011  und  2012   im 
Bereich  der  Wirtschaftsgruppe  Erziehung  und  Unterricht, in 
ganz Schleswig-Holstein ?

3. Wie hoch ist das Gesamtkostenvolumen ?

4. Wieviel  Dienstgeschäfte  durch  jeweils  den  Staatlichen 
Arbeitsschutz und  durch  die  Unfallversicherung  gab  es  im 
Bereich der obigen Wirtschaftsgruppe,  jeweils in den Jahren 
2002, 2003, 2004, 2005, 2006, 2007, 2008, 2009, 2010, 2011 
und 2012  ?

Ich bitte um Hergabe der jeweils beantragten Zahlen.

Bitte übersenden Sie mir nicht Tabellen o.ä..

Jörg Hensel

2 Bei Beschäftigten i.S.d. § 2 (2) ArbSchG
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Innenministerium

13. Vorzeitige Zurruhesetzung von Beamtinnen und Beamten

des Landes Schleswig-Holstein wegen Dienstunfähigkeit

- Nachschau -

Von den in den Jahren 1995 bis 2000 pensionierten 5.949 Beam-

tinnen und Beamten sind 2.148 (36,1 %) wegen Dienstunfähigkeit

vorzeitig in den Ruhestand versetzt worden. Bei den Lehrerinnen

und Lehrern lag der Anteil bei 51,5 % (1.536 Lehrkräfte). Allein

durch die 502 Frühpensionierungen des Jahres 2000 erwachsen

dem Land vorzeitige Versorgungsausgaben von jährlich

rd. 13,8 Mio. € (27 Mio. DM).

Am 1.10.2000 waren 233 Beamtinnen und Beamte länger als

3 Monate erkrankt. Für sie fielen in 3 Monaten Personalausgaben

von ca. 3,0 Mio. € (5,8 Mio. DM) an.

Zur Eindämmung der durch Dienstunfähigkeit und Langzeiter-

krankungen bedingten hohen Versorgungs- und Personalauf-

wendungen ist es erforderlich, den Ursachen nachzugehen und

Maßnahmen zu ihrer Vermeidung im Einzelfall zu ergreifen.

13.1 Allgemeines

Nach § 54 Abs. 1 LBG1 ist die Beamtin oder der Beamte auf Lebenszeit

oder auf Zeit in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie oder er infolge

eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche der körperlichen

oder geistigen Kräfte zur Erfüllung ihrer oder seiner Dienstpflichten

dauernd unfähig (dienstunfähig) ist.

Für die Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten, die Beamtinnen und

Beamten der Fischereiaufsicht im mittleren Dienst sowie des allgemeinen

Vollzugsdienstes und des Werkdienstes im Justizvollzug liegt nach

§ 208 Abs. 1 LBG i. V. m. § 216 LBG Dienstunfähigkeit vor, wenn sie den

besonderen gesundheitlichen Anforderungen ihres Dienstes nicht mehr

genügen und nicht zu erwarten ist, dass die volle Verwendungsfähigkeit

innerhalb zweier Jahre wieder erlangt wird.

Der LRH hat die vorzeitige Zurruhesetzung wegen Dienstunfähigkeit von

Beamtinnen und Beamten des Landes Schleswig-Holstein zuletzt im Jahr

1 Landesbeamtengesetz (LBG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 3.3.2000, GVOBl.
Schl.-H. S. 218, zuletzt geändert durch Haushaltsbegleitgesetz zum Haushaltsplan 2002
vom 12.12.2001, GVOBl. Schl.-H. S. 365.

Vor 12 Jahren.
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 im Kapitel 11 Grund- und Hauptschulen bei 5.180 Planstellen, die nach 

A 12 bzw. A 12 Z ausgewiesen sind, langfristig 38,5 Mio. € Mehrausga-

ben pro Jahr, 

 im Kapitel 13 Realschulen und Regionalschulen bei 399 Planstellen, 

die nach A 12 bzw. A 12 Z ausgewiesen sind, langfristig 3 Mio. € Mehr-

ausgaben pro Jahr und 

 im Kapitel 15 Gesamt- und Gemeinschaftsschulen bei 1.139 Planstel-

len, die nach A 12 bzw. A 12 Z ausgewiesen sind, langfristig 8,5 Mio. € 

Mehrausgaben pro Jahr  

verursachen. 

 

Durch die o. a. Anhebung entstünden langfristig Mehrausgaben von 

50 Mio. € pro Jahr. 

 

Die derzeitige Besoldungsstruktur ist nicht mit der veränderten Schulland-

schaft kompatibel. Sie ist an die veränderte Schulstruktur anzupassen. 

Sollten damit Mehrausgaben verbunden sein, müssten diese durch Stel-

lenstreichungen erwirtschaftet werden. 

 

In der 17. Legislaturperiode sind aus Sicht des Bildungsministeriums die 

Lehrerlaufbahnen der neuen Schulstruktur anzunähern. Auch besoldungs-

rechtliche Konsequenzen seien zu prüfen.  

 

9.1.5 Lehrergesundheit 

 

Krankheit kostet. Das ist unbestritten. Einen Überblick über langfristig er-

krankte Lehrkräfte gibt es im Bildungsministerium nicht. Der Ausfall durch 

Krankheit führt zu Mehrbelastungen innerhalb des Kollegiums und zu Ein-

bußen in der Unterrichtsversorgung (Unterrichtsausfall, organisatorische 

Maßnahmen wie Aufteilung von Klassen oder eigenverantwortliches Arbei-

ten und Lernen/EVA). Fallen Lehrkräfte wegen Krankheit aus, trägt das 

Land weiterhin die Personalkosten. Werden Lehrkräfte dienstunfähig, hat 

das Land die Ausgaben für die Versorgung zu tragen. 

 

Die Dienstunfähigkeitsquote betrug 2007 im Schulbereich 20,4 %1. Bei 

den Pensionierungen aufgrund von Dienstunfähigkeit liegen die Quoten an 

den Schulen über denen der Polizei und der übrigen Bereiche. 52,9 % der 

Lehrkräfte sind auf eigenen Antrag vor Erreichen der Altersgrenze in den 

Ruhestand versetzt worden. Bis zum Erreichen der Altersgrenze im Dienst 

verblieben sind 26,7 % der Lehrkräfte. Wie sich die schrittweise Anhebung 

der Regelaltersgrenze für die Beamtinnen und Beamten des Landes von 

65 auf 67 Jahre auswirkt, bleibt abzuwarten. 

                                                      
1  Bericht des Innenministeriums über die Entwicklung der Frühpensionierungen im Jahr 

2007. 

 

Vor 5 JahrenNichts hat sich geändert.
Schulbericht Landesrechnungshof 2009



162 

Was ist Gesundheit? 

 

Psychische und physische Gesundheit stehen in einem engen Zusam-

menhang. Die Potsdamer Lehrerstudie1 definiert psychische Gesundheit 

wie folgt: 

 

„Psychisch gesund ist nach unserem Verständnis ein Mensch, dem es im 

Alltag gelingt, sich engagiert und doch entspannt den Anforderungen zu 

stellen, der über eine positive Einstellung zu sich selbst und zu den eige-

nen Wirkungsmöglichkeiten verfügt, der Ziele verfolgt, in seinem Tun Sinn 

erfahren kann und sich sozial aufgehoben fühlt. 

 

Zwei Risikogruppen sind festzustellen: 

Risikotyp A ist gekennzeichnet durch ein überhöhtes Engagement (Selbst-

überforderung) bei gleichzeitiger Distanzierungsfähigkeit, verminderte  

Widerstandsfähigkeit bzw. Unausgeglichenheit gegenüber Belastungen, 

hoher Resignationstendenz und eingeschränktem Lebensgefühl. 

 

Risikotyp B hat geringes Arbeitsengagement und geringen beruflichen 

Ehrgeiz, eine eingeschränkte Distanzierungsfähigkeit, geringe Zufrieden-

heit und persönliches Wohlbefinden, eine hohe Resignationstendenz. 

 

Welche Faktoren beeinflussen Lehrergesundheit? 

 

Der Lehrerberuf wird von vielfältigen Einflüssen geprägt: 

 

 Die Arbeitszeit/Unterrichtsverpflichtung ist wegen der Ferienzeiten stark 

verdichtet. 

 Es gibt Schülerinnen und Schüler, deren Entwicklungsschwierigkeiten, 

Verhaltensprobleme und familiäre Probleme sich auf das Verhalten in 

der Schule auswirken. 

 Es treten Konflikte zwischen Lehrkräften und Schülern, Eltern, Kollegen 

oder der Schulleitung auf. 

 In der Schule sind wenige oder keine ausgestatteten Lehrerarbeits-

plätze vorhanden. 

 Für Gespräche in einer ruhigen Umgebung oder eine Pause bestehen 

kaum Rückzugsmöglichkeiten in der Schule. 

 Es kann sowohl im Klassenzimmer als auch in den Pausen ein hoher 

Lärmpegel auftreten. 

 Politische Reformentscheidungen, organisatorische Veränderungen 

prägen die Schullandschaft, die die Lehrkräfte vor neue und wechseln-

de Anforderungen stellen. 

                                                      
1  „Potsdamer Lehrerstudie“ - Bilanz 6-jähriger Forschung zur Unterstützung einer stark be-

anspruchten Berufsgruppe von Prof. Dr. Uwe Schaarschmidt. 
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Lehrerinnen und Lehrer sind gesundheitlich gefährdet, da eine Diskrepanz 

zwischen Begeisterungsfähigkeit, persönlichem Einsatzwillen, Erwartun-

gen und dem Schulalltag besteht. Die eigenen Belastungsgrenzen werden 

vernachlässigt und die persönlichen Bedürfnisse und Interessen zurück-

gestellt. Dazu kommt die Belastung im Umgang mit den Schülern, die als 

anspruchsvoll, fordernd, reizbar, aggressiv oder schwierig wahrgenommen 

werden. Häufig sind es die Lehrerinnen und Lehrer mit Leistungsbereit-

schaft und Idealismus, die ihren beruflichen Aufgaben gerecht werden wol-

len, die dann feststellen, dass die erwartete Anerkennung ihrer Leistung 

ausbleibt. Erfolge in der täglichen Arbeit werden nicht hinreichend wahr-

genommen. Dieses führt zu Beeinträchtigungen des Selbstwertgefühls, zu 

Kommunikationsstörungen, zu Einschränkungen in der Leistungsfähigkeit, 

zu Erschöpfungszuständen und zuletzt zu Funktionsstörungen (Herz-

Kreislauf, Magen-Darm, Wirbelsäulenbeschwerden usw.). 

 

Dazu kommen die äußeren Einflüsse und Anforderungen an den Lehrbe-

ruf. Die Schullandschaft ist von ständigen organisatorischen Veränderun-

gen geprägt. Die Betroffenen haben nicht immer das Gefühl, in Planungen 

und Entscheidungen einbezogen zu werden. Die Lehrkräfte müssen sich 

zunehmend neuen und vor allem rasch wechselnden Anforderungen stel-

len. Sie können oft nur reagieren und die Reformen umsetzen. 

 

Weitere Belastungsfaktoren liegen innerhalb des Kollegiums, wenn Koope-

ration und Kommunikation als schlecht unter den Beteiligten (Schulleitung, 

aber auch Kolleginnen und Kollegen untereinander) oder die Fürsorge und 

Unterstützung durch die Schulleitung als zu gering empfunden werden. 

Hinzu kommen als weitere Belastungen ein schlechtes Image in der  

Öffentlichkeit und die Erwartungshaltung der Gesellschaft. 

 

Was kann für eine bessere Lehrergesundheit getan werden? 

 

Gesundheitsförderung muss an Schulen zentrales Element werden. Dazu 

gehören auf der einen Seite die Reduzierung der Belastungssituationen, 

auf der anderen Seite die individuelle Förderung der Ressource Lehrkraft.  

 

Faktoren, die die Leistungsfähigkeit und Gesunderhaltung des Lehrerper-

sonals beeinflussen: 

 Verbesserung der Personalführung an Schulen stärkt die Motivation 

und das Selbstwertgefühl der Lehrerinnen und Lehrer. Dazu gehört die 

Anerkennung der Leistungen.  

 Verbesserung der Umwelt- und Arbeitsbedingungen führt zu einer ver-

besserten Arbeitszufriedenheit. Dazu gehört die Einrichtung von Räum-

lichkeiten, die eine Rückzugsmöglichkeit bieten, bzw. die Gespräche in 

einem ruhigen Umfeld ermöglichen.  

 

joerg
Hervorheben

joerg
Hervorheben
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 Aufbau und Pflege der Beziehungen innerhalb des Kollegiums und zur 

Schulleitung bewirkt eine stärkere Verbundenheit zur Schule. Verbes-

serte Kooperation stärkt die Arbeitszufriedenheit. Kollegialer Zusam-

menhalt schützt gegen Stress. 

 Die Lehrerausbildung muss besser auf die Tätigkeit als Lehrkraft vorbe-

reiten. Es müssen Praxisnähe, Entwicklung von Teamgeist und Team-

fähigkeit vermittelt werden. 

 Zusammenarbeit zwischen Schule und Jugendhilfe muss verstärkt 

werden. Gerade in sozialen Brennpunkten machen sich Entwicklungs-

schwierigkeiten, Verhaltensprobleme und familiäre Probleme bemerk-

bar. Den Lehrkräften bleibt wenig Zeit für ein Aufgreifen dieser Schwie-

rigkeiten. Durch eine gleichberechtigte Zusammenarbeit von Schule 

und Jugendhilfe werden die Lehrkräfte entlastet und das Entstehen von 

Konflikten verhindert. 

 Lehrkräfte müssen stärker an Entscheidungs- und Gestaltungsprozes-

sen teilhaben. Dadurch erfolgt eine bessere Identifikation mit der Arbeit 

in der Schule und die Initiative der Lehrerinnen und Lehrer wird geför-

dert.  

 Programme zur aktiven Gesundheitsvorsorge, bzw. -erhaltung müssen 

angeboten werden.  

 Funktionierendes betriebliches Eingliederungsmanagement nach lang-

fristigen Erkrankungen hilft den Lehrkräften auf Dauer dienstfähig zu 

bleiben. 

 Systematische Lehrerfortbildung leistet einen Beitrag zur Lehrerentlas-

tung. 

 

Die Gesundheit der Lehrkräfte ist ein wichtiger Faktor für die Wirtschaft-

lichkeit und den Erfolg von Schule. Ein pfleglicher Umgang mit dem Per-

sonal, aber auch die Wertschätzung des Personals können langfristige  

Erkrankungen und Dienstunfähigkeit mindern, Kosten vermeiden und die 

Qualität des Unterrichts erhalten. 

 

Die Entscheidung, eine Arbeitsgruppe zum Thema „IQSH-Veranstaltungen 

zur Vermeidung der Dienstunfähigkeit“1 einzurichten, ist ein richtiger 

Schritt, genauso wie das durch das Bildungsministerium angekündigte 

Entlastungspaket.  

 

Auch aus Sicht des Bildungsministeriums liegt mit der „Potsdamer  

Lehrerstudie“ eine hinreichende Handlungsorientierung vor. Es sei auf die 

Fortbildungsangebote des IQSH, die Beratungs- und Hospitationsange-

bote für alle Lehrkräfte, die Angebote für schulische Führungskräfte wie 

auch die Fortbildungsangebote für Schulen zu prozessbezogenen Fragen, 

                                                      
1  Presseerklärung des Ministeriums für Bildung und Frauen des Landes Schleswig-

Holstein vom 22.04.2009. 
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die Fortbildungsangebote des IQSH zur Vermeidung von Dienstunfähigkeit 

und nicht zuletzt auf die arbeitsmedizinische Betreuung hinzuweisen. 

 

9.2 Einzelfragen 

 

9.2.1 Informationstechnik 

 

Der Einsatz von Informationstechnik (IT) im Bildungsministerium sowie im 

Institut für Qualitätsentwicklung an Schulen Schleswig-Holstein (IQSH) ist 

in den vergangenen Jahren mehrfach vom LRH geprüft worden. Die Prü-

fungen bezogen sich auf Aspekte wie z. B. die IT-Beschaffung, den  

Landesbildungsserver, Fachanwendungen und die IT-Ausstattung der 

Schulen. Die Prüfungsergebnisse sind in den Bemerkungen des LRH  

veröffentlicht: 

 IT-Einsatz in den schleswig-holsteinischen Schulen1, 

 Organisation der Personalverwaltung im Landesbereich einschließlich 

des IT-Projekts „PERMIS-Integration“ und einer Nachschau zum IT-

Verfahren „Personalmanagement- und -informationssystem PERMIS-

Verwaltung“2 , 

 Auswirkungen der zentralen IT-Beschaffung3, 

 Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit beim Einsatz von IT im Bil-

dungsministerium sowie beim IQSH4. 

 

Aus den Empfehlungen des LRH und der fortlaufenden technischen Inno-

vation ergeben sich die Handlungsfelder Schulverwaltung, Lehrerarbeits-

platz und Schülerarbeitsplatz. 

 

Schulverwaltung 

Die Schulverwaltungen, die IT zur Planung und Organisation nutzen, sol-

len bis 2010 an das Landesnetz Bildung (LanBSH) angebunden werden. 

Das LanBSH ist ein Teil des landesweiten Behördennetzwerks. Die meis-

ten Landeseinrichtungen und viele Kommunalverwaltungen nutzen das 

Landesnetz der Verwaltung für eine sichere IT-Kommunikation. Im Juni 

2009 war der LanBSH-Anschluss für 700 Schulen realisiert. Für 90 weitere 

Schulen soll er bis zum Jahresende 2009 erfolgen. Die übrigen Schulen 

sollen in 2010 angeschlossen werden, soweit Anträge von den Schulen 

und Schulträgern gestellt werden. 

 

                                                      
1 Bemerkungen 2002 des LRH, Nr. 25. 
2 Bemerkungen 2003 des LRH, Nr. 10. 
3  Bemerkungen 2005 des LRH, Nr. 16. 
4  Bemerkungen 2007 des LRH, Nr. 14. 

 

joerg
Durchstreichen

joerg
Durchstreichen


